
für den

Unterlahn-Kreis.
Amtliches Dlatt für die Dekanntmachungeu des Landratsamtesu.des Kreis aus schusses.

Tägliche Keilage ftsr Diezer Gmser Zeitung.
Preise der « «zeige«: Druckm-d verleg von H. Lhr. Vommer,

Dir tinfp. Pettrzei!' oh« bmn Raum 15 Pfg„ In Diez : Rosrnftraßr 88. EmS«nd Diez. i
RrklmnrzkLr 50 Pfg. In »jn8: Römerüraße S5.
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AmMcher Teil

Brkanntmachilnq,
betreffend Aendcrnng der AuSführungSbestimmungen zur
Verordnung über den Verkehr mit Seife Seifenpulver und
anderen fetthaltigen Waschmittel» vom 21 . Juli 1916
(Reichs-Gesetzbl S . 766 ) / 28 . Aug st 1916 (Reichs-Gesetz« .

S . 970 ).
Vom 14. Dezember 1916.

Auf Grund des 8 1 der Bekanntmachung iiber den Ver¬
kehr mit Seife , Seisenpulver und anderen fetthaltigen Wasch¬
mitteln vom 18. August 1916 «.Reichs-Gesetzbl. S . 307),
wird folgendes bestimmt:

Der 8 3 Iber Bekanntmachung , betreffend Ausführungs¬
bestimmungen zur Verordnung über den Verkehr mit Seife,
Seifenpulver und anderen fetthaltigen Waschmitteln vom
21 . Juli 19,6 (Reichs-Gesetzbl. S . 766 ) ,
28. August 1916 (Reichs-Gesetz!. S . 970) rotrö lme rDlgt
geändert:

1. in Nr . I b wird hinter den Worten „ansteckender
Krankheit " eingefügt „sowie Tuberkulose jeder Art ",

2. in Nr . II werden die Worten „für unter Tag arbei¬
tende Grubenarbeiter in Kohlenbergwerken" ge¬
strichen,

3. als Abs. 2 und Abs. 3 wird dem 8 3 hinzugefügt:
Auf die nach Abs. I Nr . I b und c ausgestellten Zusatz¬

seifenkarten darf in Apotheken statt K.-A.-Seife Kaliseise
in gleicher Menge abgegeben werden.

Im Falle des Mbs. I Nr . I c kann an Stelle der Einzel¬
zusatzkarten eine Sammelzusatzkarte ausgestellt werden.

Diese Bestimmung tritt mit dem Tage der Verkündung
in Kraft.

Berlin,  den 14. Dezember 1916.
Der Reichskanzler

9mt Buftraae:
Freiherr von Stein.

I, 331. Diez,  den 12. Januar 1917.
Wird veröffentlicht im Anschluß an die mit meiner

Verfügung vom 11. August 1916, I. 7281, Kreisbl . Nr . 192,

veröffentlichte Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers
vom 21. Juli 1916.

Der Landrat.
I . V.

_ _ Zimmermann._
III . 2327. II. Berlin,  den 30. Dezember 1916.

Bekanntmachung.
Der „Spende für deutsche Soldatenheime und Marine¬

heime" in Berlin ist von dem Herrn Staatskommissar für die
Regelung der Kriegswohlfahrtspflege in Preußen di« Er-
laubnis zur Veranstaltung von öfsentlicheu Sammlungen
am 27. und 28. Januar 1917 zugunsten der deutschen Sol-
datenhcime an der Front erteilt worden.

Ich ersuche ergebenst die anerkennenswerten Bestre¬
bungen der Veranstaltung , an deren Spitze Ihre Exzel¬
lenz Frau Generalfeldmarschall von Hindenburg steht, durch
tunlichste Förderung der Sammlungen zu unterstützen und
die Nachgeordneten Dienststellen entsprechend zu pevständigen.

Der Minister der Inner « ,
v. Loebell.

» » O-
I. 289. Diez,  den 13. Januar 1817.

Wird veröffentlicht.
Der Königl. Landrat

I . « .
Zinrmerwann.

I. 303. Diez,  den 12. Januar 1917.
An die Herren Bürgermeister de» Kreise».

Betr . Beschlagnahme , Beftandserhebnng « nd
Ablieferung von Fahrradbereifungen.

Die Frist zur freiwilligen Ablieferung der Fahrradbe¬
reifungen ist nochmals und zwar bis zum 5. Februar d. Js.
hinausgeschoben worden.

Mit Bezug auf meine Kreisblattbekanntmachung vom
15. Dezember 1916, I. 11176 , Kreisblatt Nr . 294, ersuche
ich um Weiterbekanntmachung und wiederholte Aufforde¬
rung zur freiwilligen Abgabe.

Der König !. Landrat.
I . V.

Zimmermann.

—
- — ^
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I. 84. Diez,  den 13. Januar 1917.
Bekanntmachung.

Äuf die im Reichsgesetzblatt Nr . 5626 veröffentlichte
Bekanntmachung , betreffend die Regelung des Verkehrs mit
Kraftfahrzeugen vom 18. Dezember d. Js . mache ich auf¬
merksam.

Diese Bekanntmachung gibt den LandespolizeibehörSen
die Möglichkeit, aucb für Personenkraftfahrzeuge unter be¬
stimmten Voraussetzungen und in gewissem Umfange Be¬
freiung von der Vorschrift des § 3 Abs. 2 der Bundes¬

ratsverordnung vom ^ ^ währen Zu
ihrer Ausführung bemerke ich folgendes:

, 1. Nach den bisherigen Vorschriften dürfen Personen¬
kraftfahrzeuge nur dann zum Verkehr zugelassen werden,
wenn ihre Radkränze mit Gummi oder einem anderen
elastischen Stoffe „bereift" sind. Räder mit nicht elastischer
Bereifung , zu denen auch die sogenannten elastischen oder
federnden Räder gehören, durften danach bisher nicht ver¬
wendet werden. Die Aufrechterhaltung des Verkehrs der
hiernach zugelassenen Fahrzeuge stößt mehr und mehr auf
ernste Schwierigkeiten dadurch, daß eie Heeresverwaltung
Gummi zum Ersatz für abgängige Radbereifungcn nicht mehr
in dem erforderlichen Umfange abgeben kann, und ander¬
weite elastische Stoffe nicht genügend vorhanden sind. Um
den Verkehr derjenigen Personenkrastsahrzeuge, für deren
Zulassung ein öffentliches Bedürfnis vorliegt , nicht all¬
mählich zum Erliegen kommen zu lassen, sollen deshalb bis
auf weiteres auch Räder mit nichtelastischer Bereifung zu¬
gelassen werden dürfen . Dies findet Anwendung auf di? im
öffentlichen Interesse unentbehrlichen Kraftdroschken, auf
Fahrzeuge, die zugelassen sind fiir Beamte , Aerzte, Tier¬
ärzte , ferner für Betriebe , deren Ausübung im öffentlichen
Interesse liegt , wie z. B. solche, oie wichtige Aufträge
für die Heeres- und Marineverwaltung auszusühren haben,
für große Gruben - und Hüttenwerke oder ähnliche Betrieb?
der Großindustrie mit weit auseinandcrliegenden Betriebs-
stätten , für Ueberlandzentralen , besonders ausgedehnte land¬
wirtschaftliche Betriebe usw.

2. Die Befteiung von der Vorschrift des 8 3 Abs. 2
a . a . O. soll zwar nach der Absicht der Bundesratsbe-
knnntmachung in erster Linie für solche Personenkraftfahr¬
zeuge erfolgen, die zurzeit zum Verkehr bereits zugelassen
sind; sie ist aber auch für solche Fahrzeuge nicht ausge¬
schlossen, die bisher überhaupt noch nicht oder nicht wieder
zugelassen waren . Hieraus ist aber nicht zu folgern, daß
Fahrzeuge der letzteren Art von jetzt ab lediglich deshalb
zugelassen werden können, weil sie mit nichtelastischer Be¬
reifung versehen sind oder nach der Absicht des Antrag¬
stellers versehen werden sollen. Im Gegenteil gelten wegen
der Knappheit der meisten Betriebsstoffe (Treiböl , Schmier¬
öl usw.) für Personenkraftfahrzeuge aller Art nach wie vor
die Bestimmungen der Bundesratsverordnung vom 25.
Februar 1915; fiir die Zulassung bleibt also das Vorhan-
oensein eines dringenden öffentlichen Bedürfnisses erforder¬
lich. Die neue Vorschrift soll hinsichtlich der zurzeit nicht
in, Verkehr befindlichen Fahrzeuge nur insofern eine Erleich¬
terung gewähren, als sie die Möglichkeit bietet , auch solche
Fahrzeuge zuzulassen, die trotz des Vorhandenseins eines
öffentlichen Bedürfnisses bisher lvegen der großen Zahl
dringlicherer Anträge nicht berücksichtigt werden konnten.

3. Voraussetzung für die Befreiung von der Vorschrift

des § 3 Abs. 2 der Bundesratsverordnung
.. ^ 2l .Juml9l3
ist, dag Räder benutzt werden, deren Bauart von dem
Herrn Reichskanzler als zulässig erklärt worden ist. Fahr¬
zeuge mit Rädern anderer Bauart dürfen nichr zugelasscn
werden. Die Entscheidung darüber , ob eine Radbauart zu¬
lässig ist, trifft der Herr Reichskanzler aus Antrag . Anträge
dieser Art sind mir Vvrzulegen.

4. Die Fahrgeschwindigkeit von Kraftfahrzeugen mit
nichtelnstisch bereisten Rädern darf in keinem Falle , auch
nicht außerhalb der im Zusammenhänge gebauten Ort¬
schaften, 25 Klm. in der Stunde überschreiten; dagegen
kann sie nach Bedarf auf ein geringeres Maß festgesetzt
werden. Die Landespolizeibehövden haben für jedes der¬
artige Fahrzeug zu prüfen , welche Höchstgeschwindigkeit nach
Lage der Verhältnisse sestzusetzen ist. Die Festsetzung wird
in die ZÜlassungsbescheinigung eingetratzen.

Der König!. Landrat.
I . B.

Zimmer mann.

Nr . 22 335. Cassel,  den 23. November 1916.
vekanatmaidu».

Auf den Antrag vom 27. ds. Mts . erstrecke ich hier¬
mit vorbehaltlich des jederzeitigen Widerrufs die Erlaubnis
zur Aufstellung von Sammelschiffchen innerhalb der Pro¬
vinz Hessen-Nassau unter den Bedingungen meines Ev-
lassetz vom 24. Januar d. Js . — Nr . 780 — bis zum 31.
Dezember 1917.

An den Flottenbund Deutscher Frauen , Provinzialver¬
band Hessen-Nassau, Frankfurt a. M., Miquelstraße 5.

Abschrift im Anschluß an meinen Erlaß vom 24. Januar
ds. Js . — 780 — zur gefälligen Kenntnis ergebenst.

Der Lberpräsidcnt.
zez. : Hengstenberg.

An den Herrn Regierungspräsidenten in Wiesbaden.
* * *

l. 297. Diez,  den 13. Januar 1917.
Abdruck teile ich den Ortspolizeibehörden zur Kennt¬

nisnahme mit . Der angezogene Erlaß vom 24. Januar 1916
ist im amtlichen Krcisölatt Nr . 39 vom vorigen Jahre
veröffentlicht.

Der « ömtgl. L««»r«t:
I.

Zimmermann.

J .-Nr . ll . 351. Diez,  den 12. Januar 1917.
An die Herren Bürgermeister

und Beibandsvoestther.
Betrifft die Verteilung der einmaligen « rgän»

;nng- zus«r,üfse zu den eLulauegoven fi»r >9 6 g matz
8 83»Vierter Absatz, volkeschulunterhattungsg . fetze».

Die Herren Bürgermeister und Verbandsvorsteher der¬
jenigen Schulverbände, die im laufenden Rechnungsjahre
außerordentliche Schulausgaben für oie Vertretung erkrank¬
ter , beurlaubter , zum Kriegsdienst einberuscner oder sonst
behinderter Lehrpersonen, für bauliche Instandsetzungen der
Schulräume , Schulgebäude und Lehrerdienstwohnungen, für
Anschaffung von Lehr- und Lernmitteln und anderen Gegen¬
ständen der inneren Einrichtung der Schulzimmer , insbe-
ondere auch für Anschaffung neuer Bänke zu verzeichnen

haben, und dazu Zuschüsse aus dem, dem Kreäsausschuß über¬
wiesenen Fonds erwarten , ersuche ich um ausführlichen Be¬
richt über die Höhe der Kosten und welcher Zuschuß zur
Deckung derselben unbedingt erforderlich ist.

Wird für Vertretungskosten Zuschuß beantragt , in
Fällen , wo die Vertretung infolge Einberufung des
Lehrers zum Kriegsdienst notwendig geworden ist, so ist an¬
zugeben, daß der einberufene Lehrer nicht lediglich zur
Erfüllung seiner aktiven Dienstpflicht einberufen oder frei¬
willig cingetreten ist und seinen Gehalt aus der Gemeinde-
raffe weiter bezieht.

Fehlanzeige  ist nicht erforderlich.
Der Bvrfttzenvc öO Kreleanvfqnffe».

LuSrrtzapz,



Cassel , den 5. Jan « M Wlti.
Bekan»t« achn«,

Im Philipp stift zu Immenhausen sind zur Zeit eine An¬
zahl Betten frei, die zur dauernden Aufnahme von lungen¬
kranken Jnvalidenrentenempfängern gegen Abtretung der
Rente dienen können. Wir ersuchen, vorkommenvenfalls die
zur Ueberweisung ins Philippstift geeignet erscheinenden
Personen (namentlich alleinstehende oder ,solche, die in ihrer
Familie Kjftrte genügende Pflege haben oder durch ihren
Krankheitszustand ihre Familienangehörigen gefährden) auf
die gute Einrichtung des Philippftists aufmerksam zu machen
und Ueberweisungsanträge entgegenzunehmen. Diese wer¬
den, falls nicht sofortige Äufnayme erfotgen rann , hier vor¬
gemerkt und nach der Zeit ihrer Anmeldung berücksichtigt.
Mit dem Aufnahmeantrag sind zugleich cinzusenden di?
Rentenabtretungserklärung des Antragstellers und die An-
erkcnntniserklärung der Gemeindebehörde, daß durch die
Aufnahme des Rentenempfängers ins Philippstift eine Aen-
dening des bisherigen Unterstützungswvhnsitzes nicht cin-
tritt . Dies ist zwar von Gesetzes wegen bereits so, denn
nach §§ 11 und 23 des Reichsgesetzes über den Unter¬
stützungswohnsitzvom 6. 6. 1870, 30. 5. 1908 wird durch
den Eintritt einer Person in eine Kranken-, Bewahr - oder
Heilanstalt der zum Erwerb des Unterstützungswohnsitzes
erforderliche einjährige Aufenthalt oder dre den Verlust
des Unterstützungswohnsitzes begründende einjährige AL-
wesenheit nicht begonnen, sodaß eine Aendcrung des Unter¬
stützungswohnsitzes durch den Aufenthalt in einer solchen
Anstalt überhaupt nicht eintreten kann. Um aber alle
etwaigen späteren Weiterungen zu verhüten , nehmen wir
grundsätzlich nur solche Personen im Philippstift auf, deren
Unterstützungswohnsitz seitens der Gemeindebehörde ihres
Wohnorts ausdrücklich anerkannt ist.

Der Vorstand
der Lanvesverfichernngsanstalt Hessen-Nassau.

In Vertretung:
Dr . Schroeder.

* * «

D. Ä. 25. Diez,  den 11. Januar 1917.
An die Herren Bürgermeister.

Mdruck zur Kenntnis und ortsüblichen Bekanntmachung.
Etwaige Anträge ersuche ich mir unter Beischluß der ge¬
forderten Unterlagen vorzulegen.

Das Versicherungsamt
Ter Borsttzende

I . «.
Ztmmermann.

Bekanntmachung.
In dem Voranschlag der allgemeinen Verwaltung des

Bezirksverbandes des Regierungsbezirks Wiesbaden für
1916 sind unter Kapitel X Titel 24 der Ausgabe (Seite 48)
3000 Mark „zur Bewilligung von Beihilfen zur Unterbrin¬
gung von skrophulösen, tuücrkuloscverdächtigen und unter-
ernährten Kindern in geeigneten Anstalten (Kinderheimen)
zu Badekuren " zur Verfügung gestellt, über deren Ver¬
wendung die folgenden

Grundsätze
gelten:

1. Die bewilligten 3000 Mark sind zur Gewährring von
Beihilfen zu den Kosten der Unterbringung bedürftiger
skrophulöser, tubcrkuloseveroächtiger oder unterernähr¬
ter Kinder, die im Bezirk den Unterstützungswohnsitz
besitzen und das 18. Lebensjahr n̂och nicht erreicht haben,
in geeigneten Anstalten (Kinderheimen usw.) zu Bade¬
kuren usw. bestimmt.

2. Anträge auf Gewährung solcher Beihilfen sind von den
Gemeinden durch den zuständigen Landrat an den Lan¬
deshauptmann nach einem von diesem zu entwerfenden,
den Landräten unentgeltlich zu liefernden Formular zu
richten. Der Antrag soll genaue Angaben über die
Familien -, Vermögens- und Unterstützungsverhältnisse
des Kindes erhalten . Ihm ist ein für den Bezirksver¬
band kostenloses ärztliches Gutachten über den körper¬
lichen und geistigen Zustand des Kindes beizufügen.
In dem Gutachten ist insbesondere die Art und der
Grad des vorhandenen Leidens unter genauer Angabe
der zur Heilung oder Besserung erforderlichen Kur zu
bezeichnen.

3. Der Landeshauptmann entscheidet, geeigneten Falles
nach Vervollständigung des Antrages , darüber , ob, für
welche Dauer und in welcher Höhe eine Beihilfe zu ge¬
währen ist. Die Beihilfe darf höchstens die Hälfte der
entstehenden Kurkosten ausschließlich der Ausgaben für
Reisen des Kindes und seiner Begleiter , sowie für die
Ausstattung des Kindes, betragen.

4. Im Falle der Zusicherung einer Beihilfe hat die bean¬
tragende Gemeinde die Unterbringung des Kindes zu
der angeordneten Kur zu veranlassen. Dabei bleibt es
ihr überlassen, das Kind selbst, dessen Angehörige, oder
private Wohltäter , Stiftungen ustv. zur teilweisen
Deckung dieser Kosten mit heranzuziehen. Die quittier¬
ten Anstaltsrechnungen reicht sie demnächst dem Landes¬
hauptmann durch den zuständigen Landrat zur Zahl-
barmachung der zugesicherten Beihilfe ein.

5. Jederzeitige Abänderung dieser Grundsätze bleibt Vor¬
behalten.

J .-Nr . H. 242. Diez,  den 11. Januar 1917.

Mdruck erhalten die Herren Bürgermeister zur Kenntnis.
Formulare zu Anträgen auf Bewilligung von Bei¬

hilfen sind bei mir zu beantragen.
Mer

Duderftadt.

J ' Nr . II . 321. Diez,  den 12. Januar 1917.

Bekanntmachung
Die Haushaltungslehrerin Frau Berta Brauch in Lorch

a. Rh. wird im Aufträge der Landwirtschaftskammer an:
Samstag , den 20 . Januar  ds . Js ., nachmittags

3V2 Uhr in Cramberg  in der alten Schule,
Samstag , den 20 . Januar  ds . Js ., abends 8 Uhc

in Holzappel  in der Wirtschaft „Zum deutschen
Haus ".

Sonntag,  den 21 . I a n u a r ds. Js ., nachmittags 3V*
Uhr in Dörnberg  in der Wirtschaft Wilhelm Büfso

Sonntag , den 21 . Januar  ds . Js ., abends 8 Uhr
in O b e r n h o f in der Wirtschaft Bessert

je einen Vortrag über
Kaninchenzucht

halten.

Mit Rücksicht auf die große Wichtigkeit des Vortrages
gerade in der jetzigen Kriegszeit lade ich zu recht zahlreichen:
Besuche ergebenst ein.

Die Herren Bürgermeister ersuche ich, dies sogleich in
den Gemeinden bekannt zu geben und aus einen zahlreichen
Besuch hinzuwirken.

Der Landrat : Duderftadt,
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M . 128. Diez,  den iS. Januar i « 7.
Bekaunnuachuug.

Der Militärpflichtige Otto Diehl,  geboren am 12.
Januar 1895 zu Oberneisen, der bis jetzt unermittelt ge¬
blieben ist, wird hiermit aufgefordert , sich bis spätestens
15 . April 1917  bei dem Zivilvorsitzcnden der Ersatz-
kommission in Diez zu melden, oder den Nachweis zu erbrin¬
gen, das; er seiner Militärpflicht genügt hat oder die preu¬
ßische Staatsangehörigkeit nicht mehr besitzt.

Sollte der Militärpflichtige dieser Aufforderung inner¬
halb der gestellten Frist nicht Nachkommen, so wird die ge¬
richtliche Untersuchung wegen Verletzung der Wehrpflicht
eingeleitet werden.

Der Zivil 'Borfitzende der Ersatz-Kommisst»«
de» Unterlahnkreise».

I . V . :
Zimmermanm

M 11318. Diez,  den 9. Januar 1917.

Bekanntmachung.
Der Militärpflichtige Julius Schaumburger , geboren

aiu 31. März 1894 zu Diez, der bis jetzt unermittelt geblie¬
ben ist, wird hiermit aufgefordert , sich bis spätestens 15.
April 1917 bei dem Zivilvorsitzenden der Ersatzkommission
in Diez zu melden, oder den Nachweis zu erbringen , daß
er seiner Militärpflicht genügt hat , oder die preußische
Staatsangehörigkeit nicht mehr besitzt.

Sollte der Militärpflichtige dieser Aufforderung inner¬
halb der gestellten Frist nicht Nachkommen, so wird die ge¬
richtliche Untersuchung wegen Verletzung der Wehrpflicht
eingeleitet werden.

Der Zivtl -Vorsttzrude der Ersatz-Kommisston
de» Unterlahnkreise».

I . V.:
Zimmermann.

J .-Nr . II. 378. Diez,  den 13. Januar 1917.
An die Herren Bürgermeister

in Aull , BergnassauScheuern , Bremberg , Burgschwalbach,
Dausenau, Dessighofen, Dienethal , Eisighofen, Eppenrod,
Geisig, Giershausen , Gückingen, Hahnstätten , Holzheim,
Jsselbach, Lollschied, Mudershausen , Niederneisen, Rettert,
Schweighausen, Seelbach, Wasenbach und Weinähr.
Betr . die Beschlagnahme und Bestandsaufnahme

von Ackerbohnen, Peluschke» und Gemenge.
Die mit Verfügung vom 21. Dezember 1916, J .-Nr . II.

13677 , Kreisblatt Nr . 300, geforderte Vorlage der ordnungs¬
mäßig ausgefüllten Anmeldebogen wird in Erinnerung ge¬
bracht und mit wendender Po st erwartet.

Fehlanzeige ist erforderlich.
Der tmuttai.
Duderstadt.

J .-Nr . II . 349. Diez,  den 12. Januar 1917.
Cta die Herren Bürgermeister

Betr . Bildung von Wirtschaftsausschüssen.
Die mit Umdruckverfügung vom 5. d. Mts ., J .-Nr . II.

13845, geforderte Berichterstattung über die Bildung von
Wirtschaftsausschüssen wird in Erinnerung gebracht »nd
mit wendender Post erwartet.

Der vorsttzende ve» « rrt»an»sM«ffe».
Lvdcrstadt.

Nichtamtlicher Teil.
Kriegs » nnb BoMmirtsarastlichea

* Kein Remonteankauf  1917 . Mit Rücksicht
darauf , daß die jungen Pferde für fehlende ältere in der
Landwirtschaft gebraucht werden, fällt der Remonteankauf
im Jahre 1917 aus . Wenn unter besonder«! Umständen ein
Züchter seine dreijährigen Remonten nicht als Arbeitspferde
zu verwenden braucht und keine Gelegenheit findet, sie ander-
weit abzusetzen, so wird die Heeresverwaltung , sofern die
Verhältnisse es irgend gestatten, auf Antrag diese Pferde
ausnahmsweise mustern und als Remonten ankaufen lassen
Allerdings muß es sich dabei um entsprechend große und
gute Aufstellungen handeln . (WTB . Amtlich.)

* Was ein deutscher Bauer leistet.  Aus der
Grafschaft Camüurg (Thüringen ) schreibt die Dorfztg . : Be¬
rechtigtes Aufsehen erregt seit einiger Zeit die Tätigkeit des
Landwirts Paul Thierolf in Aue bei Molau , die er in Wort
und Schrift im Interesse der deutschen Fleisch- und Fett¬
versorgung entfaltet . Nach seiner Ueberzcugung könnte die
deutsche Landwirtschaft , wenn sie wollte , das Deutsche Reich
nicht nur überreichlich mit Schlachtvieh versorgen, sondern
auch ein paar andere Länder noch dazu. Seinen Haupt¬
beweis stützt er auf den Ausbau seiner eigenen Wirtschaft, die
als Mustergut im ganzen Bezirk bekannt ist. Er hat 64
Morgen unter dem Pflug und nennt sich selbst einen Klein¬
bauern . Obwohl er längere Zeit zum Heeresdienst cinge-
zogen war und sein Viehbestand von der Maul - und Klauen¬
seuche heimgesucht wurde, konnte sein Gut Loch täglich 150
bis 250 Liter Milch an die Stadt Jena liefern . Außerdem
konnte er der Heeresverwaltung 19 Stück schlachtreife Rin¬
der zur Verfügung stellen und 22 vorschriftsmäßige Schweine.
12 weitere hat er versprochen bis 1. Mai zu liefern.

* Die Lösung der Eierfrage in Bayern.  Die
bayerische Lebensmittelstelle hat eine völlige Neuordnung der
Eierzufuhr und des Eicrverbrauchs in Bayern vorgenommen.
Die grundlegende Bedeutung dieser Neuordnung besteht
darin , daß zum erstenmal von unten nach oben ausgebaut
wird . Die Neuordnung , die soeben in Kraft getreten ist,
setzt vor allem bei dem Erzeuger ein. Es werden Ver¬
trauensmänner und Aufläufer ernannt , die die Eier zu
sammeln und an die örtlichen Sammelstellen für Butter
und Schmalz abzuliefern haben. Den Geflügelhaltern wird
die Lieferungspflicht vorgeschrieben, außerdem ist ein Verbot
des Eiereinkaufs durch Privatpersonen erlassen worden. Die
Eier sind von den örtlichen Sammelstellen an die Auf-
kanfsgemeinden zu liefern und von diesen ist die Ausgabe
an die Verbraucher durch Kundenlisten zu ordnen. Durch
diese Neuordnung ist der Weg beschritten worden, auf dem
es in der Frage der Lebensmittelversorgung zu gedeihlichen
Ergebnissen kommen wird . In Berlin soll auf jede Eierkarte
wieder ein Ei verabfolgt werden.

* Saccharin nicht gesundheitsschädlich.  Es
sind in letzter Zeit wiederholt Notizen in Tages - und Fach¬
zeitschriften erschienen, welche das Saccharin als gesund¬
heitsschädlich hinstellen. Diese Notizen treffen nicht zw Die
Untersuchungen über die Tauglichkeit des Saccharins zum
menschlichen Genuß sind nicht erst in der Kriegszeit begonnen
worden, sondern von namhaften deutschen und besonders
amerikanischen Gelehrten seit mehr als 15 Jahren auf das
Gewissenhaftestedurchgesührt und während des Krieges von
dem Kaiserlichen Gesundheitsamt fortgesetzt worden. Diese
Versuche haben die Unschädlichkeitdes Saccharins für den
menschlichen Organismus dargetan . Daß das Saccharin
nicht imstande ist, den Zucker in allen feinen Eigenschaften
zu ersetzen, ist bekannt, da ihm Nährwert fehlt. Als Ersatz¬
süßungsstoff muß es jedoch in der jetzigen schweren Zeit
bei der nicht zu beseitigenden Knappheit des Zuckers im
weiten Maße herangezogen werden. Es erfüllt auch seinen
Zweck als Süßungsersatzstoff durchaus.

Verantwortlich für die Schriftlcitunq Richard Hein, Bar dm».
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